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ANGELA   MERKEL 

Strategie für die zweite Hälfte 
der Wahlperiode 

Am 14./15. Juni 2000 fand in Berlin-Wit- 
tenau eine Klausurtagung vom CDU-Prä- 
sidium statt. Zu den Ergebnissen, die in ei- 
nem Arbeitsprogramm zusammengefasst 
sind, erklärte die Parteivorsitzende Ange- 
la Merkel: 

Mit dem Essener Parteitag hat die CDU 
den Neuanfang begonnen. Es ist uns gelun- 
gen, wieder konzentriert in die politische 
Sacharbeit einzusteigen. Der Schwung des 
Essener Parteitages muss nun aber in eine 
nachhaltige Stimmungsveränderung im 
Land umgesetzt werden. Denn wir geben uns 
nicht mit immer besser werdenden Umfragen 
zufrieden. Wir haben ein anspruchsvolleres 
Ziel: Wir wollen die Bundestagswahl 2002 
gewinnen. 

Aber auf diesem Weg bleibt noch vieles 
zu tun. Deshalb habe ich das Präsidium zu 
einer Klausurtagung gestern und heute 
nach Berlin-Wittenau eingeladen. Es war 
die erste Klausurtagung des Präsidiums seit 
dem Essener Parteitag. Wir haben eine ein- 
gehende Grundsatzaussprache über unsere 
Strategie und unser Selbstverständnis als 
Partei geführt. Diese Diskussion hat zu kla- 
ren Ergebnissen geführt. Wir haben unser 
Arbeitsprogramm bis zum Parteitag im 
Herbst 2001, unsere Ziele, Konzepte und 
Strategie für die zweite Hälfte der Legisla- 
turperiode festgelegt. Dies war aus drei 
Gründen wichtig: 
Erstens: Die Menschen haben ein Recht dar- 
auf zu wissen, woran sie bei uns sind. Sie 
wollen ein für sie nachvollziehbares, also ein 
einheitliches Bild einer Partei, auch oder ge- 
rade weil sie auf den verschiedenen Ebenen 

in ganz unterschiedlicher Verantwortung 
steht: im Bund und in manchen Ländern in 
der Opposition, in anderen Ländern in unter- 
schiedlichen Koalitionen oder in Alleinre- 
gierungen, in der EVP bei der Gestaltung der 
europäischen Einigung, in Städten und Ge- 
meinden bei der Arbeit von Oberbürgermei- 
stern und Landräten. 
Zweitens: Spätestens seit dem Ende des Kal- 
ten Krieges vor 10 Jahren hat sich in unserem 
Land, in Europa, in der Welt insgesamt nahe- 
zu alles verändert. Wir haben zwar mit unse- 
ren Visionen von der deutschen Einheit und 
der europäischen Einigung Recht behalten. 
Doch diese Gewissheit allein trägt nicht. Die 
Menschen erwarten neue und schlüssige 
Antworten von uns auf die Fragen, die sich 
aus der Veränderung der Gesellschaft erge- 
ben: Globalisierung auf dereinen Seite und 
eine dramatische Veränderung der Alters- 
struktur unserer Gesellschaft auf der anderen 
Seite. Und sie erwarten, dass die Politik nicht 
über ihre Köpfe hinweg redet. Wenn wir wol- 
len, dass die Menschen den Politikern wieder 
mehr zuhören, dann müssen die Politiker ei- 
ne andere Sprache sprechen, dann müssen sie 
klare und für alle Generationen nachvoll- 
ziehbare Antworten geben. 
Drittens: Opposition ist deshalb mehr als 
bloßes Nein-Sagen. Die Menschen wollen 
nicht nur wissen, wogegen wir sind, sondern 
auch wofür: bei der Alters Vorsorge, bei der 
Steuerpolitik, bei Bildung und Ausbildung, 
in der Europapolitik, bei der Regelung von 
Zuwanderung und Asyl, bei der Verbesse- 
rung der Sicherheit in Deutschland, bei der 
Modernisierung unseres Staates. 
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Die Klausurtagung des Präsidiums hat für 
dieses inhaltliche und strategische Funda- 
ment als Gesamtpartei die richtige Grundla- 
ge gelegt. Dazu haben wir uns auf ein Arbeit- 
sprogramm mit zehn Schwerpunktvorhaben 
verständigt, die für die Gesellschaft von mor- 
gen von entscheidender Bedeutung sind und 
in denen wir unsere Positionen weiter ent- 
wickeln und ausbauen müssen. 

Mit diesem Arbeitsprogramm wird deut- 
lich: Wir sind weiter als in Essen. Wir begin- 
nen damit unsere Arbeit am Regierungspro- 
gramm 2002-2006. Wir werden die Diskus- 
sion über unsere Vorhaben auf allen Ebenen 
der Partei führen - in Gesprächskreisen, 
Kongressen und Regionalkonferenzen. Wir 
nehmen dies zudem in enger Abstimmung 
mit der CSU und der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion vor. Auf der Grundlage dieses 
Fundaments greifen wir die Schröder-Re- 
gierung an. 

Unser Gegner ist Schröders SPD im Wett- 
bewerb um Platz 1. Wir wollen die Menschen 
in Deutschland mit einer Politik für uns ge- 
winnen, deren Leitbild die Werte des christli- 
chen Menschenbildes ist, deren Markenkern 
die Ethik der Sozialen Marktwirtschaft ist, 
deren Ziel tragfähige Konzepte für die Zu- 
kunft sind und deren Sprache und Stil von 
den Menschen verstanden werden kann. Die 
Entscheidung zwischen den politischen 
Richtungen in unserem Land fällt zwischen 
den beiden großen Parteien. 

Die Politik Schröders hat keinen Maß- 
stab. Sie ist nicht zu Ende gedacht - ob bei 
der Flickschusterci mit einer sog. Green 
Card, bei der missratenen Ökosteuer, bei ei- 
nem symbolischen Atomausstieg ohne 
Rücksicht auf deutsche und internationale 
Sicherheitsinteressen, bei der Debatte um 
die Zukunft der Bundeswehr oder bei der 
wieder zurückgezogen Justizreform. Die 
CDU dagegen denkt weiter. Die Devise ist 

DAS   PRÄSIDIUM   DER   CDU 

DEUTSCHLANDS   HAT  AUF 

EINER   KLAUSURTAGUNG 

AM   14./ 15.   JUNI   2000   I N 

BERLIN-WITTENAU   FOLGEN- 

DES   ARBEITSPROGRAMM 

BESCHLOSSEN: 

Nachhaltigkeit statt nachbessern. Wir gehen 
dabei unsere Arbeit in dem Bewusstein an, 
dass die Opposition von heute die Regierung 
von morgen ist. 

Mit dem Essener Parteitag hat die CDU 
den Neuanfang begonnen. Es ist uns gelun- 
gen, wieder konzentriert in die politische 
Sacharbeit einzusteigen. Der Schwung des 
Essener Parteitages muss nun aber in eine 
nachhaltige Stimmungsveränderung im 
Land umgesetzt werden. 

Die Klausurtagung des Präsidiums hat 
sich auf ein Arbeitsprogramm mit zehn 
Schwerpunktvorhaben verständigt, die für 
die Gesellschaft von morgen von entschei- 
dender Bedeutung sind und in denen wir un- 
sere Positionen weiter entwickeln und aus- 
bauen müssen: 

1 .Für eine faire Gesellschaft - 
Soziale Marktwirtschaft 

Die Soziale Marktwirtschaft gehört zur 
Identität der CDU. Sie beschreibt eine wirt- 
schaftliche und soziale Ordnung, die auf die 
Freiheit und Verantwortung des Einzelnen 
setzt und Eigenverantwortung, Subsidiarität 
und sozialen Ausgleich beinhaltet. 

Wesentliche Reformprojekte in der 
Renten- und Steuerpolitik werden die 
Handschrift der Union tragen. Das hat mit 
unserem Verständnis der Sozialen Markt- 
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Wirtschaft zu tun. Neben der Steuerreform, 
einer Neuordnung der Altersvorsorge und 
der Reform des Gesundheitswesens sind 
für die Zukunft weitere Aspekte zu ent- 
wickeln: die Durchsetzung des Wettbe- 
werbsprinzips auf allen Ebenen, internatio- 
nale Rahmenbedingungen in WTO, IWF 
und Weltbank, die Gestaltung des europäi- 
schen Binnenmarktes, die Reform des Ar- 
beitsmarktes. Die Ethik, die Werte und 
Maßstäbe der Sozialen Marktwirtschaft 
müssen unter den veränderten Bedingun- 
gen globaler Märkte und des Wandels der 
Industriegesellschaft zur Wissensgesell- 
schaft zu einer neuen Sozialen Marktwirt- 
schaft weiter entwickelt werden. Wir wol- 
len auch im 21. Jahrhundert Markt und 
Menschlichkeit miteinander versöhnen. 

Hierzu hat das Präsidium beschlossen, ei- 
ne Kommission „Soziale Marktwirtschaft" 
unter dem Vorsitz der Partei Vorsitzenden 
einzusetzen. Dieser Kommission gehören 
von Seilen des Präsidiums Christian Wulff, 
Kurt H. Biedenkopf, Hildegard Müller, Pe- 
ter Rauen und Hermann-Josef Arentz an. 
Ausdrücklich soll Sachverstand von außen 
hinzugezogen werden. Im Frühjahr des 
nächsten Jahres werden die Ergebnisse die- 
ser Kommission vorgelegt. 

2. Modernisierung des Staates 

Wir wollen eine Reform des Staates, die 
von den Grundgedanken der Subsidiarität 
und der Teilhabe getragen ist. Wir haben da- 
bei das Ziel, der jeweils kleinsten Einheit 
den möglichst größten Handlungsspielraum 
zu verschaffen, damit Entscheidungen pro- 
blemnah, kostengünstig und vor allem bür- 
gerfreundlich ausfallen. Christa Thoben hat 
einen Zwischenbericht zum Stand der Arbeit 
ihrer Kommission „Kleine Einheiten" vor- 

gelegt. Die Kommission wird ihre Konzepte 
bis zum Herbst dieses Jahres erarbeiten und 
vorstellen. 

3. Gesprächsreihe „Frauen in 
Deutschland" 

Teilhabe für alle zu fördern heißt auch 
Teilhabe für Frauen in allen Lebensberei- 
chen zu erreichen, in der Erwerbsarbeit, in 
der Familienarbeit, in politischen Ämtern, in 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen 
Führungsaufgaben und nicht zuletzt im Eh- 
renamt. Frauen müssen die Chancen einer 
sich wandelnden Arbeits- und Lebenswelt 
von Anfang an nützen können. Hildegard 
Müller wird bis August Vorschläge für eine 
Gesprächsreihe „Frauen in Deutschland" er- 
arbeiten. Auch hier wird wieder Sachver- 
stand von außen herangezogen. 

4. Bildung und Wissenschaft 
brauchen Qualität 

Wir sehen in der Bildungs- und Wissen- 
schaftspolitik die wichtigste Investition unse- 
res Landes für die Zukunft. Bildung und For- 
schung entscheiden ganz wesentlich mit über 
die Wettbewerbschancen Deutschlands. Bil- 
dung ist ein Wert an sich. In einer älter wer- 
denden Gesellschaft erfordert sie besondere 
Anstrengungen, nicht zuletzt auch im Bereich 
der Weiterbildung. Die CDU wird am 20. No- 
vember dieses Jahres in Stuttgart auf einem 
Kleinen Parteitag neue bildungspolitische 
Leitsätze verabschieden, die unter Feder- 
führung von Annette Schavan erarbeitet wor- 
den sind. Wir werden die zentralen Fragen 
von Bildung, Ausbildung, Wissenschaft und 
Forschung mit Verbänden und gesellschaftli- 
chen Gruppen in Gesprächen und Veranstal- 
tungen diskutieren. 

18 • Uli) Extra 20/2001) 



EXTRA 

5. Unsere Verantwortung für 
Forschung und Ethik 

Wir haben einen gewaltigen Zuwachs 
an Wissen und Erkenntnis über das Leben 
und den Menschen, vor allem durch bahn- 
brechende Erfolge in der Genomfor- 
schung und der Biotechnologie. Nur wer 
bei der Entwicklung von Zukunftstechno- 
logien führt, kann auch die Debatte über 
ihre ethische Verantwortbarkeit bestim- 
men. Die CDU, deren Grundlage das 
christliche Menschenbild ist, ist beson- 
ders gefordert, diese gesellschaftliche 
Debatte zu führen und zu prägen. Auf ei- 
ner Fachtagung im Herbst, die feder- 
führend von Jürgen Rüttgers vorbereitet 
wird, wollen wir mit den gesellschaftli- 
chen Gruppen und den Kirchen hierüber 
ins Gespräch kommen. 

6. Zuwanderung und Integration 

Deutschland braucht keine Scheinlösun- 
gen für einzelne Branchen z. B. im IT-Be- 
reich, sondern umfassende gesetzliche Re- 
gelungen zur Begrenzung und Steuerung 
der Zuwanderung nach Deutschland. Zu ei- 
nem solchen Gesamtkonzept gehört eine 
unvoreingenommene Diskussion über das 
Asylrecht einschließlich seiner verfahrens- 
mäßigen Umsetzung. Deutschland wird 
auch auf die Zuwanderung von Menschen 
angewiesen sein, deren fachliche Fähigkei- 
ten bei uns dringend gebraucht werden. Zu- 
wanderung kann ohne Integration nicht 
funktionieren. Das Präsidium hat Peter 
Müller beauftragt, ein umfassendes Zuwan- 
derungskonzept für die Menschen, die wir 
brauchen, und für die, die uns brauchen, bis 
Jahresende zu erarbeiten. 

7. Architektur der 
Europäischen Union 

Die Erweiterung der Europäischen 
Union ist eine historische Chance, die wir 
ergreifen müssen. Die Architektur der Eu- 
ropäischen Union muss jetzt neu be- 
stimmt werden. Die CDU will deshalb 
Motor einer Debatte über die historische 
Notwendigkeit, über Grundlagen, Ziele 
und Grenzen des europäischen Einigungs- 
werkes sein. Vorrangig ist die Schaffung 
eines Verfassungsvertrages, mit dem fest- 
gelegt wird, welche Ebene für die Lösung 
welcher Frage zuständig ist. CDU und 
CSU haben am 4. Juni auf Partei- und 
Fraktionsebene eine Programmkommissi- 
on eingerichtet, die bis Anfang Juli ge- 
meinsame Leitsätze für das Europa der 
Zukunft formulieren wird. Die Arbeit die- 
ser Kommission wird von Wolfgang 
Schäuble geleitet. 

8. Sicherheit in Deutschland 

Die Bürger unseres Landes sollen sich si- 
cher fühlen können und tatsächlich auch si- 
cher sein. Deshalb treten wir dafür ein, die 
Leistungsfähigkeit der Polizei auf ein aufga- 
bengerechtes hohes Niveau zu bringen. Wir 
werden auch Konzepte zur Bekämpfung 
neuer Formen der Kriminalität vorlegen. 
Vordringlich ist der Schutz des Internets vor 
Hackern und zerstörerischen Programmen. 
Dazu ist eine bessere internationale Koordi- 
nation der nationalen Sicherheitsbehörden 
unerlässlich. Das Präsidium hat eine Kom- 
mission „Sicherheit in Deutschland" unter 
Vorsitz von Jörg Schönbohm eingesetzt, die 
bis Frühjahr 2001 ein modernes Sicherheits- 
konzept erarbeitet. 
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9. Aktive Außen-und 
Sicherheitspolitik 

Trotz des Endes des Kalten Krieges sind 
Frieden und Freiheit nicht selbstverständlich. 
Das bestimmt auch die Aufgaben der Bun- 
deswehr. Die Bundeswehr muss auch künftig 
den Verfassungsauftrag der Landesverteidi- 
gung erfüllen, ihren Bündnispflichten nach- 
kommen und einen solidarischen Beitrag zur 
Krisenbewältigung im Rahmen der interna- 
tionalen Völkergemeinschaft leisten können. 
Maßstab unserer Konzeption für die Bundes- 
wehr der Zukunft ist dabei eine umfassende 
Analyse der Bedrohungen der Zukunft. 

Darüber hinaus ist bei wachsender Welt- 
bevölkerung eine Verschärfung von Vertei- 
lungskonflikten absehbar. Außenpolitik ist 
heute deshalb mehr als klassische Außen- 
und Sicherheitspolitik. Sie umfasst auch An- 
forderungen im Bereich der Entwicklungs- 
politik und des internationalen Umwelt- 
schutzes. In Zusammenarbeit mit den Bun- 
desfachausschüssen Entwicklungspolitik, 
Außenpolitik und  Sicherheitspolitik wird 

Volker Rühe bis Ende des Jahres Leitsätze 
einer aktiven Außen- und Sicherheitspolitik 
erarbeiten. 

10. Parteireform 

Der inhaltlichen Weiterentwicklung un- 
serer Positionen muss auch eine Erneuerung 
unserer Arbeitsweisen als Partei entspre- 
chen. Wer eine neue Politik für eine neue 
Zeit gestalten will, muss dies in Formen und 
Verfahren tun, die dem Lebensgefühl und 
den Lebensstilen der Menschen entspre- 
chen. Der Essener Parteitag hatte den 
Grundsatzbeschluss gefasst, eine Kommis- 
sion zur Reform der Parteiarbeit einzuset- 
zen. Generalsekretär Polenz, der diese Kom- 
mission leitet, hat dem Präsidium eine Ar- 
beitsplanung vorgelegt, die vor allem auf ei- 
ne breite Beteiligung unserer Basis an der 
Reformdiskussion abstellt. Wir werden im 
Herbst dieses Jahres das Thema in Kreisge- 
schäftsführer- und Kreisvorsitzendenkonfe- 
renzen voranbringen. Der Parteitag 2001 
wird über die Reform unserer Parteiarbeit 
Beschluss fassen. yjj 
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